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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RA 52/04 B 

 

 

 
........................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Januar 2005 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin vom 14. Januar 2004 wird als unzulässig ver- 

worfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Zwischen den Beteiligten ist im Hauptverfahren streitig, ob die Beklagte verpflichtet ist, 

Beschäftigungszeiten des Klägers in der DDR bei der I.                      vom 13. März 1978 

bis 30. Juni 1990 als Zeiten der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversorgung der 

technischen Intelligenz (AVItech) sowie dabei erzielte Arbeitsverdienste festzustellen. Mit 

seinem Begehren hatte der Kläger im Verwaltungs-, Klage- und Berufungsverfahren kei-

nen Erfolg. Mit seiner Beschwerde wendet er sich gegen die Nichtzulassung der Revision 

im Urteil des Landessozialgerichts vom 14. Januar 2004. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat den allein geltend gemachten Zulassungs-

grund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichts-

gesetz <SGG>) nicht in der gebotenen Weise dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Eine 

solche Darlegung erfordert, dass der Kläger zunächst die im angestrebten Revisionsver-

fahren vom Revisionsgericht zu entscheidende Rechtsfrage klar und unmissverständlich 

bezeichnet. Der Kläger hat es bereits unterlassen, eine solche Rechtsfrage zu formulie-

ren. Damit ist nicht weiter darauf einzugehen, dass er auch die weiteren Voraussetzun-

gen für eine ordnungsgemäße Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung einer Rechts-

sache, nämlich die Klärungsfähigkeit und Klärungsbedürftigkeit der Rechtsfrage und de-

ren über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung, nicht aufgezeigt hat. 

 

Da die Beschwerdebegründung nicht den gesetzlichen Anforderungen genügt, ist die Be-

schwerde als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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